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nhalt: 
Die Pfarrgemeinde⸗Frage. 
Mittheilungen aus der Praxis. 


Wurde ein Gemeindejagdpachtvertrag bereits einmal außerlicitatoriſch verlängert 
ſo iſt eine weitere Verpachtung der Gemeindejagd ohne Einleitung einer 
Licitation nur dann zuläſſig, wenn hiedurch die für die Dauer eines außer⸗ 
licitatoriſch verlängerten Pachtvertrages geſetzlich normirte Maximalzeit nicht 
überſchritten wird. 


Notiz. 
Perſonalien. — Erledigungen. 


Die Pfarrgemeinde⸗Frage. 


Am 8. März d. J. hat der Verwaltungsgerichtshof den Beſchluß 
der Gemeinde Wien auf Zahlung einer Subvention für die Breiten⸗ 
ſeer Kirchen- und Pſarrhofbauten (neben den geſetzlich zu leiſtenden 
Hand⸗ und Zugarbeitskoſten) als geſetzwidrig behoben.! Schon am 
22. März d. J. fand im Rathhauſe eine öffentliche Verſammlung 
ſtatt, in welcher der Reichsraths-Abgeordnete Dr. Pattai in langer 
Rede dieſes Erkenntniß ſowohl, als insbeſondere die demſelben zu 
Grunde liegende Geſetzgebung einer ſehr ſcharfen Kritik unterzog 0 
ſodann zur Proponirung einer Reſolution zu gelangen, nach welcher 
die Regierung aufgefordert wird, die Folgen dieſes Judicates eingehendſt 
zu erwägen, hiebei ſowohl Tendenz als Begründung in Betracht zu 
ziehen und die geeigneten Maßnahmen zu treffen, um ſowohl dem ver— 
letzten Gefühle der chriſtlichen Bevölkerung Beruhigung zu ver— 
ſchaffen, als auch die Autonomie der Gemeinde in der Verwaltung 
ihres Vermögens in einer Weiſe zu gewährleiſten, die dem Reichs⸗ 
gemeindegeſetze im Allgemeinen und der Würde ihrer Stellung als 
Haupt⸗ und Reſidenzſtadt insbeſondere entſpricht. 

Eine Debatte fand nicht ſtatt. Dafür wurde die Reſolution, 
wie das „Vaterland“ in Nr. 81 vom 22. März d. J., welches die 
Rede Dr. Pattais anſcheinend ihrem vollen Wortlaute nach brachte, 
berichtete, „unter unbeſchreiblichem Jubel einhellig angenommen“. 

Zur Ergänzung des Sachverhaltes berichtete dasſelbe Blatt in 
Nr. 68, am 9. März d. J., daß die Gemeinde Wien ſchon ſeit dem 
Jahre 1880, in welchem Jahre eine im Weſen gleichartige Ent⸗ 
ſcheidung vom Verwaltungsgerichtshofe gefällt worden war, Cultus⸗ 
Bauauslagen (katholiſch) ſtets nur als Vorſchüſſe auf Rechnung 
der zu conſtituirenden Pfarrgemeinden Wiens bewilligt 
habe, wobei bemerkt wurde, daß dieſe letzteren nicht exiſtiren und 
daher auch nicht zur Zahlung factiſch in Anſpruch genommen werden 
können. Der Artikel klingt aus in der Frage, ob die Regierung 


1 Diefes Erkenntniß, abgedruckt in Nr. 12421 vom 21. März d. J. der 
„Neuen Freien Preſſe“. wurde damit begründet, daß Auslagen für Kirchenzwecke 
nur die Pfarrgemeinde und nicht die Ortsgemeinde belaſten können, und iſt nichts 
weniger als neu, da ähnliche Entſcheidungen ſchon vor Jahren gefällt worden ſind. 


alle Beſchwerden der competenten kirchlichen Stellen über die unhalt— 
baren Rechtsverhältniſſe der Kirche auch weiterhin nur mit einem 
Achſelzucker beantworten werde. 

In Nr. 233 der „Zeit“ ſtellt Dr. Julius Ofner richtig, daß 
der Verwaltungsgerichtshof nicht zugegeben habe (wie das „Vater— 
land“ behauptet hatte), „es gäbe ja keine Pfarrgemeinden“. Vielmehr 
beruhten deſſen Entſcheidungen darauf, daß dieſe Pfarrgemeinden 
bereits exiſtiren und damit auch die Vorausſetzung der Anwendbarkeit 
der 88 35 und 36 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, Nr. 50 R.⸗G.⸗Bl., 
gegeben ſei. Das „Vaterland“ verwechsle die Pfarrgemeinde im Sinne 
des § 35 und die conſtituirte mit ſelbſtſtändiger Vertretung aus— 
gerüſtete Pfarrgemeinde. 

Nach Darlegung der Entwicklung unſerer dermaligen ein= 
ſchlägigen Geſetzgebung ſtellt Dr. Ofner feſt, daß die clericale Partei, 
welcher die Trennung des politiſchen von der Pfarrgemeinde als 
ſichtbares Zeichen für die Trennung von Staat und Kirche ein Dorn 
im Auge war, aus $ 37 (J. e.) folgere, daß das Geſetz, ſoweit es 
die Pfarrgemeinde zur Vorausſetzung habe, erſt mit dem in Ausſicht 
geſtellten Ausführungsgeſetze in Wirkſamkeit trete, Miniſterium und 
Verwaltungsgerichtshof dagegen die Pfarrgemeinden, im Sinne des 
8 35 (J. c.) als bereits beſtehend annehmen, denn nach § 35 
bildet die Geſammtheit der in einem Pfarrbezirke wohnhaften Katholiken 
desſelben Ritus die Pfarrgemeinde. Der Beſtand dieſer Geſammtheit 
iſt nur davon abhängig, daß der Pfarrbezirk feſt abgegrenzt iſt. Dies 
iſt aber überall, insbeſondere in Wien der Fall. Die Worte des 
§ 37 (J. e.) „die näheren Vorſchriften über die Conſtituirung und 
Vertretung von Pfarrgemeinden, dann über die Beſorgung ihrer An— 
gelegenheiten werden durch ein beſonderes Geſetz erlaſſen“, bezögen 
ſich auf die für die Zukunft beabſichtigte ſelbſtſtändige Ausgeſtaltung 
der Pfarrgemeinden und ihre Vertretung, hätten aber nicht die Abſicht, 
die Wirkſamkeit der SS 35 und 36, oder das Verordnungsrecht der 
Executive zu beſchränken. Auf Grund des letzteren ſei auch wirklich 
die Miniſterial-Verordnung vom 31. December 1877, R.-G.⸗Bl. 
Nr. 15, ex 1878 erlaſſen worden, die bis zum Zuſtandekommen des Ge— 
ſetzes nach 8 37 die Beſorgung der Angelegenheiten der katholiſchen 
Pfarrgemeinden durch die Ortsgemeindevertretungen wie bisher befahl, 
und der Verwaltungsgerichtshof habe wiederholt feſtgeſtellt, daß dieſe 
Beſorgung keine Ortsgemeinde-Angelegenheit ſei, die beſchloſſenen 
Umlagen nicht in das Präliminare der Orts-, ſondern der Pfarr— 
gemeinde gehören. Die Gemeinde Wien, obwohl noch insbeſondere in 
Betreff der Frage, ob die bezüglichen Beiträge auf die katholiſchen 
Inſaſſen der betreffenden Pfarrgemeinden (Pfarren) umzulegen und 
hereinzubringen ſeien durch die Entſcheidungen des Verwaltungs- 
gerichtshofes Nr. 879 bis 881 der Budwinski'ſchen Sammlung im 
bejahenden Sinne belehrt, habe aber deßungeachtet mit der Ueber— 
nahme der Cultus-Auslagen auf eigene (Ortsgemeinde-) Mittel fort⸗ 
gefahren und dann durch den ſonderbaren Zuſatz: „vorſchußweiſe 
auf Rechnung der zu conſtitujrenden Pfarrgemeinde“ ſich gedeckt. Durch 
faſt Jahrzehnte gab es hiegegen keinen Einſpruch, bis jetzt ein Ifraelite 


pwiteſtirte und auch Erfolg erzielte. Dr. Ofner legt es der früheren 
Gemeinde⸗Verwaltung zur Laſt, daß fie nicht längſt den ihr zuge- 
kommenen Aufträgen und Entſcheidungen gerecht wurde und durch 
für jede Pfarre eingeſetzte Berathungscommiſſionen aus mit den Ver— 
hältniſſen der letzteren vertrauten Perſonen das Geſetz zur praktiſchen 
Durchführung brachte. 

Durch dieſe Ausführungen des Herrn Dr. Ofner, welchen wir 
im Weſentlichen vollkommen beipflichten, erfahren jene des Herrn 
Dr. Pattai bereits in wichtigen Beziehungen ſachgemäße Berichtigung 
und Widerlegung. Wir können hier noch beifügen, daß dem Ver— 
nehmen nach z. B. in Brünn von der Gemeinde für jede einzelne 
Pfarre die Concurrenzbeiträge unter Beſchränkung auf die Ein— 
gepfarrten, alſo nicht etwa auf die Katholiken der ganzen Stadt, 
ſondern auf die zur concreten Pfarre gehörigen Katholiken umgelegt, 
aufgetheilt und eingebracht werden, und in, vielen kleineren Pfarr⸗ 
gemeinden dieſer Vorgang beobachtet wird. 

Wir möchten aber doch die Rede des Herrn Dr. Pattai noch 
in anderen Richtungen einer kurzen Erörterung unterziehen. 

Herr Dr. Pattai klagt über der Gemeinde Wien durch den 
ofterwähnten Spruch des Verwaltungsgerichtshofes widerfahrenes Un— 
recht, bleibt aber den Beweis hiefür durchaus ſchuldig. Zur Wider— 
legung ſeiner Behauptung reicht es unſeres Erachtens aus, auf das 
kategoriſche Verbot hinzuweiſen, welches Artikel 9 des Geſetzes vom 
25. Mai 1868, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 49, dahin ausſpricht, daß Angehörige 
einer Kirche oder Religionsgeſellſchaft zu Beiträgen oder Leiſtungen 
für Cultuszwecke einer anderen nur aus beſonderen (privatrechtlichen), 
hier — allſeitig zugeſtanden — nicht zutreffenden Gründen verhalten 
werden können. Dieſes geſetzliche Verbot iſt ein ausnahmsloſes, und 
da kein Vorbehalt gemacht wurde, ſofort in Wirkſamkeit getreten, 
ohne irgend welcher Ausführungsnormen zu bedürfen. Es gilt nicht 
etwa nur für die betreffende Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft, die 
ja des Rechtes der Ausübung eines äußeren Zwanges entbehrt (vgl. 
z. B. § 19 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, Nr. 50 R.⸗G.⸗Bl.), 
ſondern auch, wer immer im Staate die legale Macht beſitzt, Jemanden 
zu einer Leiſtung oder zu einem Beitrage zu verhalten, muß ſich 
dieſes Verbot gegenwärtig halten. Das gilt in erſter Linie von 
jenen öffentlichen Körperſchaften, welchen ein Umlagerecht eingeräumt 
iſt, alſo vor Allem von den Gemeinden. Es liegt am Tage, daß 
ſelbe, um eine Zuwiderhandlung gegen das Verbot zu rechtfertigen, 
ſich nicht auf ihr autonomes Recht der Vermögensverwaltung berufen 
können, weil dieſes Recht ſelbſtverſtändlich nur unter Beobachtung der 
beſtehenden Geſetze ausgeübt werden darf. Vielleicht wäre es zu— 
treffender geweſen, wenn der Verwaltungsgerichtshof ſich auf die 
Argumentation aus dem Artikel 9 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, 
Nr. 49 R.⸗G.⸗Bl., beſchränkt und nicht in Erörterungen über Weſen 
und Umfang jenes Rechtes der freien Vermögensverwaltung ſich ein— 
gelaſſen hätte. Auch einer Berufung auf das Geſetz vom 7. Mai 1874, 
Nr. 50 R.⸗G.⸗Bl., hätte es kaum bedurft, obzwar gegen die dies- 
fälligen Ausführungen kaum etwas Stichhältiges eingewendet werden 
kann. Denn insbeſondere die Behauptung, daß die 88 35 und 36 
dieſes Geſetzes nur die Bedeutung von Grundſätzen für eine aus— 
führende Specialgeſetzgebung haben, iſt ſowohl vom Verwaltungs— 
gerichtshofe als von Dr. Ofner hinlänglich entkräftet. Verweiſt doch 
§ 52 desſelben Geſetzes ſelbſt auf das interimiſtiſche Verordnungs— 
recht der Regierung gerade auch bezüglich des § 37. 

Herr Dr. Pattai gibt die geſetzlichen Grundlagen für die Ent— 
ſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes ausdrücklich zu, ſcheint aber 
doch, und zwar in Folge der abfälligen Kritik der lex lata und des 
Verhaltens der Regierung gegenüber den eitirten Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 7. Mai 1874, Nr. 50 R.⸗G.⸗Bl., zu glauben, daß 
der Verwaltungs-Gerichtshof anders hätte erkennen ſollen. Es kann 
aber doch wohl nicht einem Gerichte zugemuthet werden, beſtehende 
Geſetze zu ignoriren und ſich in ſeiner Judicatur von Erwägungen 
de lege ferenda, noch weniger von angeblichen Volksgefühlen und 
Strömungen leiten zu laſſen. Was Herr Dr. Battai eigentlich poſitiv 
anſtrebt, iſt aus ſeiner Rede durchaus nicht zu erkennen. Nach dem 
ganzen Zuſammenhange ſeiner Rede mit der beantragten Reſolution 
und den wiederholten Entrüſtungs⸗Ausbrüchen gegen den Kläger beim 
Verwaltungsgerichtshofe hat es aber den Anſchein, daß ihn ins⸗ 
beſondere die effective Heranziehung von Nichtkatholiken, vor Allem 
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aber der Juden zur Beſtreitung der katholiſchen Cultus⸗Erforderniſſe 
am Herzen liege. Die Realiſirung dieſes Herzensbedürfniſſes würde 
aber nicht nur dem ſchon vor 1868 in Geltung geſtandenen Rechte, 
welches unſeres Wiſſens nie einen Gegenſtand von Beſchwerden 
kirchlicherſeits gebildet hat, widerſtreiten, ſondern auch über den 
canoniſchen Standpunkt hinausgehen. Denn nach verſchiedenen in 
„Helfert's Rechte und Verfaſſung der Akatholiken, Prag 1843“, auf- 
gezählten Normen aus dem 18. Jahrhunderte hatten die „Akatholiken“ 
wohl an den katholiſchen Seelſorger die bisher üblichen Abgaben und 
Stolgebühren zu leiſten, wenn erſtere ſich auf höchſte Reſolutionen und 
Erectionsinſtrumente gründen, andere aber nicht, insbeſondere waren 
ſie von der Concurrenz beim Baue, Reparatur oder Bewachung der 
katholiſchen Kirchen- und Pfarrgebäude, ſowie von der Leiſtung 
von Fuhren frei. Derſelbe Schriftſteller in ſeiner Schrift „Von der 
Erbauung, Erhaltung und Herſtellung kirchlicher Gebäude, Wien 1823“, 
Seite 87 und 9, erklärt nur die Kirchkinder als Träger der Bau- 
laſt. Juden — als Nichtgetaufte — hat aber die katholiſche Kirche 
nie als ihr zugehörig erklärt, und auch die canoniſchen Satzungen 
kennen als Träger der Baulaſt — an letzter Stelle — nur die 
Parochianen (Groß, Lehrbuch, 2. Auflage, Seite 403), zu welchen 
nach ſtreng kirchlicher Auffaſſung nur die giltig Getauften — alfo 
nicht die Juden gehören. Es entſpricht nicht der Wahrheit, daß die 
Exemtion der Nichtkatholiken im Artikel 9 des interconfeſſionellen 
Geſetzes auf jüdiſche Einflußnahme zurückzuführen ſei. Die jüdiſchen 
Glaubensgenoffen hätten nach dem oben Geſagten gar keine Veran⸗ 
laſſung hiezu gehabt. Thatſächlich verdankt die eitirte Geſetzes— 
beſtimmung ihre Aufnahme einer durch die Denkſchrift der evan— 
geliſchen General-Synoden vom 9. Juli 1864 gegebenen 
Anregung, worin die Erlaſſung von Geſetzen zur Regelung der inter— 
confeſſionellen Rechtsverhältniſſe, ſowie der ſtaatsrechtlichen Beziehungen 
der evangeliſchen Kirche im Einklange mit dem a. h. Patente vom 
8. April 1861, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 41, erbeten, und unter Anderem Be: 
ſchwerde über die Auffaſſung und Deutung geführt wurde, welche 
der § 13 dieſes a. h. Patentes, betreffend die Aufhebung der Ver- 
pflichtung zu Leiſtungen für Cultus und Unterrichtszwecke einer 
anderen Kirche, ſeitens der Regierungsbehörden erfahren hat. 

Mit den obcitirten allgemeinen hier einſchlägigen Normen im 
Einklange ſteht das heute noch in Kraft befindliche Normale für 
Niederöſterreich betreffend „Maßnahmen für die Beſtreitung der Koſten 
bei Kirchen- und Pfarrbaulichkeiten“. (Pol. Geſ.-Sammlung XXIV. 
Nr. 62; Burckhard, Geſetze und Verordnungen in Cultusſachen, 
2. Abtheilung, Seite 462 ff.) 

Es beſagt Punkt 1: Die Pfarrgemeinden müſſen nach 
den ohnehin beſtehenden Verordnungen und der ſteten Beobachtung 
mit den unentgeltlichen Hand- und Zugarbeiten zugezogen werden. 
Punkt 8: ſagt dasſelbe von den „eingepfarrten Gemeinden“. Als 
Abweichung von der Regel normirt Punkt 10, daß wenn an einigen 
Orten ſchon Pfarrtitular-Conventionen und beſondere, von den Pfarr— 
kindern übernommene Verbindlichkeiten beſtehen oder künftig ein— 
gegangen werden, es dabei ſein Verbleiben habe. 

Dieſen grundſätzlichen Normen gegenüber hat der Umſtand keine 
Bedeutung, daß das Hofkanzleidecret vom 30. Mai 1821 (Niederöſt. 
Pol.⸗Geſ. S. Nr. 189, Burckhard, Seite 470) indem es bei Ver⸗ 
theilung der die Gemeinde treffenden Laſten unter die Gemeinde— 
glieder den Steuergulden als Maßſtab feſtſetzt, ſich lediglich auf die 
„Gemeinde“ bezieht. 

Es ſoll hier noch nebenher darauf hingewieſen werden, daß 
mit dem Hofkanzleidecrete vom 18. October 1827 (Niederöſt. P. 
G.⸗S. Nr. 282, Burckhard J. c. S. 471) die heute ſo ſtreitige Frage 
bereits inſoferne berührt wurde, als einerſeits ausdrücklich die „Pfarr- 
gemeinde in Wien“ im Grunde des Concurrenznormales als contri— 
butionspflichtig erklärt wurde, als weiters (Punkt 3) erklärt wurde: 
„Für die Repartition der Hand- und Zugkoſten ſpricht das Geſetz, 
daß ſie an die Pfarrgemeinden zu geſchehen habe; daß es in 
Wien, ſowohl in der Stadt als in den Vorſtädten Pfarrgemeinden 
gibt, unterliegt keinem Zweifel. In den Vorſtädten wird ſich auch 
an dieſe Regel gehalten, ſie hat daher auch für die Pfarrgemeinden 
in der Stadt, infoferne ex lege geſprochen werden ſolle, zu gelten, 
nur wird es dem Privat-(über)einkommen überlaſſen, ob, um all⸗ 
fälligen Unzukömmlichkeiten auszuweichen, nicht ſtatuirt werden wolle, 
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daß die Pfarrgemeinden in der Stadt in Abſicht auf die Gemeinde⸗ 
bolten zu Kirchen. und Pfarrhofbaulichkeiten ſich ‚ala in Eine Gemeinde 
vereinigt behandeln, daher dieſe, wo immer in einer Stadtpfarre vor⸗ 
kommenden und der Pfarrgemeinde obliegenden Koſten jedesmal auf 
die Geſammtheit der ſtädtiſchen Pfarrgemeinden repartiren laſſen 
wollen“. a m J 

Man erſieht hieraus, daß ſelbſt in jener ferne abliegenden Zeit 
der Begriff „Pfarrgemeinde“ ein ganz geläufiger war, daß der Geſetz⸗ 
geber ſie auch als fähig, Uebereinkommen abzuſchließen, und als 
Träger der Pflichten anſah. Freilich bleibt es fraglich, ob dieſe 
Körperſchaft eine, und welche eigentliche Vertretung beſaß und ob die 
ganze Vorſchrift in praxi überhaupt je befolgt wurde. Die oben 
gekennzeichnete Tendenz des Herrn Dr. Paktai, wie auch mancher 
Organe der öffentlichen Preſſe, die gleichfalls über Unhaltbarkeit der 
dermaligen Rechtslage und des Judicates des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes klagen und Remedur gegenüber derſelben von der Regierung 
heiſchen — ohne ſelbſt mit poſitiven Reform⸗Gedanken hervorzutreten 
— könnte ſelbſt durch ein neues Geſetz kaum verwirklicht werden, 
weil dasſelbe, indem es den Confeſſions⸗Unterſchied als in unſerer 
Frage irrelevant erklären würde, noch die Geſetzgebung der Zeit der 
Staatsreligion überholen würde, und vielleicht nicht ohne Berechtigung 
als Verſtoß gegen die ſtaatsgrundgeſetzlich garantirte Glaubensfreiheit 
angefochten werden könnte. Eine Nöthigung zu ſolchem Vorgehen iſt auch 
umſo minder gegeben, als ja weder behauptet, noch erwieſen iſt, daß 
die katholiſchen Glaubensgenoſſen außer Stande ſeien, für ſich allein 
ihren Cultus⸗Bedürfniſſen gerecht zu werden. 

Allein in einer Beziehung iſt die von Dr. Pattai geäußerte 
Unzufriedenheit nicht ganz unbegründet. Unſere, ob nun 1874 erſt 
neu geſchaffene, oder principiell organifirte Pfarrgemeinde entbehrt 
der zur gedeihlichen Entwicklung und Thätigkeit unabweislichen recht- 
lichen Ausgeſtaltung. Sie iſt ſozuſagen ein Gerippe ohne die noth— 
wendigen Gliedmaßen. Die Miniſterialverordnung vom 31. December 
1877, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 5, ex 1878, Burckhard J. c. S. 94, betreffend 
die Beſorgung der Angelegenheiten der katholiſchen Pfarrgemeinden 
durch die Ortsgemeindevertretungen — ergangen auf Grund des 
§ 52 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, Nr. 50 R.⸗G.⸗Bl. — daher 
formell unanfechtbar, iſt dafür materiell verfehlt und wirklich „unhalt— 
bar.“ Während das letzteitirte Geſetz die Pfarrgemeinde grund— 
ſätzlich von der Ortsgemeinde loslöſen wollte, verquickt die Miniſterial— 
verordnung wieder beide, fie octrohirt der Pfarrgemeinde als Willens— 
Organ eben die Orsgemeinde-Vertretung, alſo ein Organ, welches 
nicht dem Intereſſen- und Rechtskreiſe der erſteren entſtammt, welches 
der Aufgabe dieſer eigentlich völlig fremd iſt. Principiell erſcheint 
es keineswegs ausgeſchloſſen, daß die Ortsgemeinde-Vertretung nicht 
ein einziges Mitglied enthält, welches Mitglied der Pfarrgemeinde 
wäre, daß ſie beiſpielsweiſe zur Gänze aus Nichtkatholiken, ja Nicht⸗ 
chriſten beſtehe, oder nur Katholiken in ſich faſſe, welche nicht in 
der Pfarrgemeinde wohnhaft ſind. Hiernach würden alſo an der 
Pfarrgemeinde gar nicht intereſſirte Perſonen ihre Angelegenheiten 
beſtimmen und verwalten.! Aber auch hievon abgeſehen, liegt es doch 
im Weſen jeglicher Corporation, daß ſie regelmäßig durch ihre eigenen 
Mitglieder vertreten wird. Am grellſten zeigt ſich die Unzulänglichkeit 
der citirten Verordnung für den oft vorkommenden Fall, daß mehrere 
Ortsgemeindegebiete oder Theile von ſolchen den Pfarrſprengel bilden. 
Es haben dann die mehreren betheiligten Ortsgemeindevertretungen zu⸗ 
ſammen der Verordnung gemäß zur Beſorgung der Pfarrgemeinde— 
Angelegenheiten mitzuwirken. In welcher Weiſe aber, darüber ſchweigt 
die Verordnung. Sind die mehreren Ortsgemeinde-Ausſchüſſe hiebei 
ohne Rückſicht auf die von ihnen repräſentirten Theilgebiete des Pfarr⸗ 
ſprengels, reſp. Seelen einander ganz coordinirt? Kann die Ge— 
meindevertretung für ein noch ſo kleines Gebiet durch ihr negatives 
Votum einen Beſchluß hindern? Dieſe Gemeinſchaft entbehrt völlig 
einer leitenden Spitze. 

Man möchte vielleicht einwenden, für die wichtigſten Geſchäfte 
der Pfarrgemeinde, nämlich die kirchliche Bauconcurrenz, beſtehen ja 
ohnehin nach verſchiedenen Landesgeſetzen beſondere Vertretungen, 


In voller Erkenntniß dieſes Mißſtandes wurde die Vertretung der katho⸗ 
liſchen Pfarrgemeinde Bielitz durch die Miniſterial⸗Verordnung vom 1. September 
1884, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 148, ſpeciell geregelt. 


Concurrenz-Comités oder Kirchenconcurrenz-Ausſchüſſe. Es ſei alfo 
in dieſer Beziehung ohnehin entſprechende Vorſorge getroffen. 

Allein Landesconcurrenz-Geſetze beſtehen überhaupt nur für 
Galizien, Görz und Gradiska, Iſtrien, Kärnten, Krain, Mähren, 
Schleſien, Steiermark, Vorarlberg. Alle anderen Länder entbehren 
einer neuzeitlichen Regelung. 

Jene aus den 1860er Jahren ſtammenden Landesgeſetze ſind 
faſt alle auf der Baſis der Vertretung der Pfarrlinge durch die Orts⸗ 
gemeinde conſtruirt. Für den Fall des Uebergreifens der Pfarre auf 
mehrere Ortsgemeinden ſoll von dieſen ein Comité (Ausſchuß) ge⸗ 
wählt werden, welches das für Kirchenconcurrenz- Angelegenheiten 
beſchließende Organ iſt. Nur ein einziges dieſer Geſetze, das für 
Kärnten normirt, daß die Mitglieder des Comités aus den katholiſchen 
Mitgliedern der betreffenden Gemeinden zu wählen ſeien. Das active 
Wahlrecht iſt verſchieden geregelt, meiſt aber den Gemeindevertretungen 
oder deren Vorſtänden ohne Rückſicht auf die Confeſſion der Berufenen 
eingeräumt. Die bezüglichen Beſtimmungen ſind unſeres Erachtens 
auch ſonſt wenig entſprechend. Fällt die Pfarre örtlich mit dem 
Gemeindegebiete zuſammen, ſo beſorgt die Pfarrconcurrenzangelegen⸗ 
heiten ſchlechtweg die Gemeindevertretung mit Beachtung der Freiheit 
Andersgläubiger von der Concurrenzlaſt. 

Es darf aber überhaupt nicht überſehen werden, daß die Pfarr- 
gemeinde nicht allein die Beſchaffung der für Bauten nothwendigen 
Auslagen zu ihren Pflichtaufgaben zählt. Sie hat auch für ander— 
weitige kirchliche Bedürfniſſe aufzukommen (ſo für Seelſorgerbezüge, 
Meßnerdienſte, Organiſten, Auslagen für Kirchenfeſte ꝛc. [8 36 des 
Geſetzes vom 7. Mai 1874, Nr. 50 R.⸗G.⸗Bl.]). 

Uebrigens erſcheint es ſehr fraglich, ob die vorerwähnten Special— 
vertretungen gegenüber dem letzteitirten Geſetze überhaupt noch zu 
Recht beſtehen, zumal § 57 desſelben die bisherigen Concurrenz— 
Normen nur unbeſchadet der voranſtehenden Beſtimmungen (alſo auch 
der SS 35—37) aufrecht erhält. Noch ſchlimmer ſieht es aus in 
Betreff des materiellen Concurrenzrechtes, ſpeciell des Umlagerechtes. 
§ 36 J. e beſagt nicht, nach welchem Maßſtabe die Umlage auf— 
zuerlegen iſt, die Verordnung vom 81. December 1877 ebenſowenig. 
Für eigentliche Concurrenzauslagen mag man mit den älteren Normen, 1 
die — allerdings nicht ausnahmslos — die Geſammtſteuer als Um- 
lagebaſis ſtatuiren, auskommen, für anderweite Auslagen fehlt jeder 
Anhaltspunkt. Andererſeits fehlt für die Umlagehöhe jede Schranke, 
wie ſie z. B. für die Ortsgemeinden in den Gemeindeordnungen ein— 
gehend normirt iſt. Von weſentlichem Belange erſcheint es, daß keinerlei 
Exemtion von der Umlagepflicht anerkannt iſt; ſo daß z. B. die auf 
Grund des Hofkanzleidecretes vom 24. Juni 1840 (böhm. Prov. ⸗ 
G.⸗S. 380) beſtandene Begünſtigung der Seelſorger, Beamten, Schul- 
lehrer keineswegs in ihrer fortdauernden Geltung feſtſteht. 

Beſonders unzukömmlich erweiſt ſich endlich der Abgang jeg— 
licher Norm über die Evidenthaltung der einzelnen Pfarrgemeinde— 
mitglieder, die zumal in Großſtädten geradezu unentbehrlich iſt. 
Ohne Zwangsbeſtimmungen und adminiſtrative Einrichtungen, die 
nicht von Fall zu Fall von einer einzelnen Pfarrgemeinde für ſich, 
ſondern nur durch allgemeine, von der ſtaatlichen Executivgewalt aus- 
gehende Anordnungen erlaſſen, beziehungsweiſe getroffen werden können, 
wird eine ſolche Evidenthaltung nicht möglich ſein. Um nur etwas 
zu erwähnen, wird es unabweislich nothwendig ſein, in den Steuer— 
Cataſtern und =Liften die Confeſſion der Steuerträger erſichtlich zu 
machen. Wird es aber ſelbſt der Gemeinde Wien möglich ſein, dieſe 
Maßnahme ohne Unterſtützung der Regierung in Form von die Be— 
hörden bindenden Anordnungen zu verwirklichen? Selbſt die Schaffung 
eines autonomen Inſtanzenzuges wird der Erwägung zu unterziehen 
ſein, wenn man nicht will, daß die internſten, oft ſehr kleinlichen 
Angelegenheiten der Pfarrgemeinden der Cognition der ſtaatlichen 
Cultus⸗Verwaltung unterliegen ſollen. 

In all den vorerwähnten Fragen herrſcht bis heute eine un⸗ 
heimliche Dunkelheit. Wenn dies nicht ſo deutlich zur allgemeinen 


1 Das neueſte Geſetz vom 31. December 1894, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 7 ex 1895 
behandelt nur die Heranziehung der ſog. Forenſen und juriftiihen Perſonen, Ge⸗ 
ſellſchaften und Genoſſenſchaften zu den Pfarrgemeinde-Umlagen, alſo eines nach 
dem Geſetze vom 7. Mai 1874 der Pfarrgemeinde fremden Elements; es wird 
ſelbſtverſtändlich geboten ſein, denſelben auch in der Vertretung und Verwaltung 
der Pfarrgemeinde entſprechende Mitwirkung zu ſichern. 
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Kenntniß kommt, ſo rührt dies zumeiſt davon her, daß eben bisher 
wenigſtens in großen Städten faſt durchwegs noch die Gemeinden 
an Stelle der Pfarrgemeinden leiſteten. Sobald aber einmal in 
weiteren Kreiſen bekannt wird, daß dies eine geſetzwidrige Praxis 
war, ſo werden alle Zweifel ſich unabweislich in der Praxis geltend 
machen und die Behörden werden vor einer vielfach unlösbaren Auf— 
gabe ſtehen. 

Wenn nichts Anderes, ſo würde der dermalige factiſche Stand 
der Dinge in Wien, wo überaus dringende Cultusbauten ihrer Ver— 
wirklichung harren, zu einer Action in unſerem Belange drängen. 
Den Zeitungen zufolge verweigert die Gemeinde Wien jede Cultus⸗ 
leiſtung unter Berufung auf das Judicat des Verwaltungsgerichtshofes. 

Es wird alſo in jedem einzelnen Falle zu behördlichen Ent— 
ſcheidungen bis in die oberſten Inſtanzen kommen müſſen; und wenn 
dieſelben zu Ungunſten der Gemeinde im Sinne der bisherigen Ju⸗ 
dicatur des Verwaltungsgerichtshofes ausfallen, ſo wird es ſich in 
der That fragen, ob die Gemeinde — ohne vorgängige normative 
Ausgeſtaltung der Pfarrgemeinde — überhaupt im Stande ſein wird, 
ihrer Pflicht nachzukommen. 

Es wäre nahezu vermeſſen, anzunehmen, daß den ſeit 1874 
im Amte geweſenen Regierungen die geſchilderten Mängel der Ver⸗ 
ordnung vom 31. December 1877 nicht von Vornherein klar geweſen 
oder durch die Praxis zur Kenntniß gekommen ſeien. 

Im Reichsrathe iſt wiederholt angefragt worden, weßhalb bis— 
her die SS 35—37 des Geſetzes vom 7. Mai 1874 nicht näher 
ausgeführt worden ſeien. Unſeres Wiſſens iſt aber eine Antwort 
hierauf nie ertheilt worden. Man iſt daher auf Muthmaßungen be— 
ſchränkt. Es liegt nahe, daß angeſichts der politiſchen Wandlungen 
und des Umſtandes, daß das citivte Geſetz von der höchſten kirch— 
lichen Autorität, wie von den ſtreng kirchlich geſinnten Parteien be— 
ſonders nachdrücklich angefochten wurde, Bedenken getragen wurden, 
dieſe Stimmung durch nähere Ausgeſtaltung der darin niedergelegten 
Grundſätze noch zu verſchärfen. Speciell in Betreff des Problems der 
Pfarrgemeinde machten ſich ja manche Stimmen geltend, daß die 
ganze Inſtitution dem Weſen der katholiſchen Kirche und ihren 
Satzungen zuwider ſei, denn die Kirche und das Kirchenrecht kenne 
keine Pfarrgemeinde als Corporation, ſondern nur den örtlichen 
Pfarrſprengel und die ihm angehörigen Katholiken (Pfarrlinge), die 
als Individuen dem Pfarrer gegenüberſtehen. (Groß, Kirchenrecht, 
2. Auflage, S. 85.) 

Die im Geſetze vom 7. Mai 1874 erwähnten Aufgaben der 
Pfarrgemeinde beſchränken ſich nicht auf die Beſchaffung der Geld— 
mittel für Cultuszwecke, ſondern ſie umfaſſen auch eine Betheiligung 
an der Verwaltung des Pfarrkirchenvermögens (§ 42), eine gewiſſe Ob- 
ſorge über die Pfründengebäude ($ 46) und die Mitwirkung bei 
Einführung des Pfründners in die mit der Pfründe verbundenen 
kirchlichen Einkünfte (§S 7 J. c). Hiebei, wird gejagt, könnte es zu 
Uebergriffen gegenüber den kürzlich allein anerkannten Verwaltungs- 
organen kommen. Bei näherem Zuſehen ſchwinden aber unſeres Er- 
achtens all dieſe Bedenken. 

Die katholiſche Kirche verwirft die Pfarrgemeinde doch 
wohl nur als kirchliche, beziehungsweiſe kirchenregimentliche Ein⸗ 
richtung, ſie perhorrescirt ſie in dem Sinne, wie ſie z. B. die evan⸗ 
geliſche Kirche anerkennt, als Factor der kirchlichen Verfaſſung und 
Verwaltung, ja als Grundpfeiler derſelben.! Sie ſchließt grundſätzlich 
Laien von der potestas ministerii und jurisdictionis aus. 

Wer aber möchte behaupten, daß das Geſetz vom 7. Mai 1874 
der Pfarrgemeinde eine ſo geartete Stellung eingeräumt habe. In 
Wahrheit iſt dieſelbe nach dieſem Geſetze gar nichts Anderes als ein 
Organismus mit der Beſtimmung, die Erfüllung von Verpflichtungen 
ökonomiſchen Charakters gegenüber der Kirche zu ſichern und leichter 
durchzuſetzen. Was daneben als Berechtigung der Pfarrgemeinde 
im Geſetze zugeſtanden wird, ſteht mit dieſen Verpflichtungen in uns 
mittelbarem Zuſammenhange. Jeder Verpflichtete muß in der Lage 
fein, ſich gegenüber den an ihn geſtellten Anforderungen zu ver— 
theidigen, insbeſondere das Seinige zu thun, um den Eintritt einer 
Verpflichtung hintanzuhalten und die Feſtſtellung der Vorausſetzungen 

Vergl. z. B. § 22 der Verfaſſung der öſterreichiſchen evangeliſchen Kirche 
(Kundmachung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 15. December 1891, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 4 ex 1892). 


derſelben zu bewirken. Nichts Anderes bezwecken aber die oben citirten 
SS 42, 46, 7. Speciell der § 42 iſt nur eine Conſequenz des ſub— 
ſidiären Charakters der Haftung der Pfarrgemeinde, welche auch 
die Canoniſten zugeben. Angenommen, es gälte bei uns noch durch⸗ 
wegs das canoniſche Recht, jo würde wohl kein Zweifel darüber ob— 
walten, daß den Pfarrlingen der Stand des primär verpflichteten 
Kirchenvermögens ausgewieſen werden müſſe, bevor an ſie mit der 
Forderung von Baubeiträgen herangetreten würde. Auch dann würde 
es den Pfarrlingen nicht verwehrt ſein, die Pfründengebäude im 
Auge zu behalten und nöthigenfalls deren Vernachläſſigung beſchwer— 
ſam zur Kenntniß der kirchlichen Vorgeſetzten zu bringen. Die Mit— 
wirkung der Pfarrlinge an der Verwaltung des localen Kirchenver— 
mögens iſt auch in den in der Concordatszeit mit Zuſtimmung des 
Staates erlaſſenen biſchöflichen Inſtructionen über die Kirchenver— 
mögensverwaltung grundſätzlich zugeſtanden, indem ſie dem Pfarrer 
zwei allerdings vom kirchlichen Oberen ausgewählte Pfarrlinge an 
die Seite ſtellen. Daß in allen ebenerwähnten Beziehungen auch in 
Abſicht auf die Agenden der Pfarrgemeinde der Staat und nicht die 
Kirchenbehörde, zumal in ſtreitigen Fällen, das letzte Wort zu ſprechen 
haben würde, weil eben das Geſetz vom 7. Mai 1874 dieſelben 
als äußere Rechtsverhältniſſe der katholiſchen Kirche charakteriſirt hat, 
kann gerade hier keinen Grund zur Beſchwerde bieten, da ja der 
Staat mit voller Beiſtimmung und zum aufliegenden Vortheile der 
Kirche im Gegenſatze zum Verhalten gegenüber anderen geſetzlich 
anerkannten Religionsgeſellſchaften — die für ihn gewiß ſehr odioſe 
Aufgabe auf ſich genommen hat, die ökonomiſche Bedeckung der Be— 
dürfniſſe der Kirche nicht bloß zu exequiren, ſondern auch die 
Vorausſetzungen für dieſe Exequirbarkeit ſelbſt feſtzuſtellen, alle hiebei 
ſich aufwerfenden rechtlichen Fragen zu klären und zu entſcheiden, ſo daß 
die Kirche ſich damit begnügen kann, hiezu lediglich durch einfaches 
Einſchreiten die Anregung zu geben. Es erſcheint uns dabei ſelbſt— 
verſtändlich, daß der Staat bei ſeinem bezüglichen normirenden Ein— 
greifen es nicht unterlaſſen werde, mit den kirchlichen Verfaſſungs— 
und Verwaltungs-Einrichtungen den möglichſten Einklang herzuſtellen. 
So würden wir es nur durchaus angemeſſen finden, daß er in ſeinen 
Normen an die Spitze der Pfarrgemeinde den canoniſch anerkannten 
Vorſteher der Pfarrlinge, nämlich den Pfarrer, ſtellen würde. Deß— 
gleichen würde in dieſen Normen dafür zu ſorgen ſein, daß den 
kirchlichen Oberbehörden der gebührende Einfluß bei materiellen Ent— 
ſcheidungen durch vorgängige Einvernahme gewahrt werde. 

Die offenbare Dringlichkeit einer endlichen Regelung und die Er— 
wägung, daß die Behandlung im Geſetzgebungswege gerade unter den der— 
maligen Verhältniſſen nahezu ausſichtslos erſchiene, dürften es empfehlen, 
ledigſich den geſetzlich zweifellos zuläſſigen Verordnungsweg zu 
betreten, wodurch auch, um uns der von Dr. Ofner, wenn auch nicht 
im ſelben Sinne angewendeten Worte zu bedienen, ein Vorbild für 
die geplante ſelbſtſtändige Vertretung der Pfarrgemeinde (im Wege 
des Geſetzes) gewonnen würde. Wir möchten nicht behaupten, daß bei 
ſo beſchaffener verordnungsmäßiger Organiſirung keine Schwierigkeiten 
zu überwinden wären, kommen doch hiebei u. A. vielfache Ab— 
weichungen in den einzelnen Provinzen in Frage, allein dies kann 
nicht von der Erfüllung einer geſetzlichen Verpflichtung abhalten, auch 
iſt es ja in die Hand der Regierung gegeben, wenn im Einzelnen Un— 
zukömmlichkeiten ſich herausſtellen ſollten, ſpäter wieder im Ver— 
ordnungswege Abhilfe zu treffen. Wir möchten auch zu behaupten 
wagen, daß die Kirche, wenn ſie den Nutzen einer Organiſation der 


Pfarrgemeinden praktiſch erprobt haben wird, ihre Mißſtimmung auf— 


geben werde. 

Daß durch ſelbe die ſtaatliche Cultusverwaltung weſentlich ver— 
einfacht wird, bedarf keines Beweiſes. 

Es mag zum Schluſſe dieſer Ausführungen noch die Bemerkung 
Raum finden, daß auch in unſerem Nachbarlande Baiern, wo die 
Verhältniſſe doch ziemlich analog ſind, das gleiche Bedürfniß nach 
Einführung einer „Kirchengemeinde-Ordnung“ (für die katholiſche und 
evangeliſche Kirche) laut geworden iſt. Laut des Protokolles über die 
43. Plenarſitzung der Kammer der Reichsräthe vom 10. März 1898 
hat der Referent bezüglich des Cultusetats es als fühlbaren Mangel 
erklärt, daß zur Zeit ein Geſetz über die Rechtsverhältniſſe der Kirchen- 
gemeinden nicht beſteht. Es macht ſich dies namentlich geltend bei 
der Beurtheilung der Pflichten, die die einzelnen Mitglieder der Ge— 
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meinde gegenüber der Kirche zu präſtiren haben, hinſichtlich der viel⸗ 
ſeitigen Fragen, die zur Entſcheidung kommen, wenn es ſich darum 
handelt, eine beſtehende Kirchengemeinde in mehrere Gemeinden auf⸗ 
zulöſen. Es müſſe der neuen Gemeinde ein Anſpruch auf das be⸗ 
ſtehende Kirchenvermögen zugeſtanden werden, außerdem ſind die 
Fragen, wie die Laſten, welche die Kirchengemeinden zu tragen haben, 
zu vertheilen ſind, ſehr ſchwierig, und das iſt nur durch ein Geſetz 
zu machen. Dermalen ſei es nicht einmal möglich, bei Dotirung von 
neuen Cultusſtellen die Kirchengemeinde zu hören, und die Folge ſei 
das unmotivirte Eintreten des Staates für die Dotation, obgleich 
doch zunächſt die Kirchengemeinden dafür beſtimmt ſind, für ihre 
Bedürfniſſe und deren Befriedigung ſelbſt Sorge zu tragen. Dieſer 
Anregung gegenüber, welche noch von einem evangeliſchen Mitgliede 
der Kammer unterſtützt wurde, da die Kirchengemeinde⸗Ordnung die 
Grundlage dafür bilden werde, daß beide Kirchen ihre Bedürfniſſe in 
freierer Weiſe decken können, als bisher, erklärte der k. Staatsminiſter 
des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten, daß es ſein 
ernſtes Beſtreben ſei, dem nächſten Landtage den Entwurf einer 
Kirchengemeinde-Ordnung in Vorlage zu bringen. ae 
Die anweſenden bairiſchen Kirchenfürſten haben, obzwar ſie in 
der Sitzung zum Worte gelangten, gegen das Project einer Pfarr⸗ 


gemeinde-Ordnung gar nichts vorgebracht. Spaun. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


8 in G indei achtvertrag bereits einmal außerlicitatoriſch 
erlangert, Je Verpachtung der Gemeindejagd ohne 
Einleitung einer Licitation nur dann zuläſſig, wenn hiedurch die 
für die Dauer eines auferlicitatorifch verlängerten Pachtvertrages 
geſetzlich normirte Maximalzeit nicht überſchritten wird. 

Mit dem Beſcheide der Bezirkshauptmannſchaft vom 5. Jänner 
1898, Zahl 28.825 ex 1897, wurde auf Grund des Ausſchuß-Be⸗ 
ſchluſſes vom 30. November 1897 der bereits wiederholt außer⸗ 
licitatoriſch verlängerte Jagdpachtvertrag der Gemeinde St. M. mit 
Dr. A. P. in H. neuerlich auf 6 Jahre, das iſt bis 30. Juni 1904, 
außerlicitatoriſch verlängert. 

Mit der Entſcheidung vom 12. Juli 1898, Zahl 15.912, hat 
die Bezirkshauptmannſchaft in J. über das am 15. April 1898 ein⸗ 
gelangte Einſchreiten der gräflich S. T. N. Forſtverwaltung das 
Eigenjagdrecht des Grafen E. S. T. auf mehreren, im Gebiete der 
Gemeinde St. M. gelegenen Parzellen anerkannt, gleichzeitig im Grunde 
des ſteiermärkiſchen Landesgeſetzes vom 10. März 1898, L.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 22, die Ausübung des Eigenjagdrechtes bis zum Ablaufe der 
Pachtperiode der Gemeindejagd, das iſt bis 30. Juni 1904, ſiſtirt. 

Dem gegen dieſe Siſtirung ſeitens der S. T. N. Forſtver⸗ 
waltung eingebrachten Reccurſe hat die Statthalterei in G. mit der 
Entſcheidung vom 3. Jänner 1899, 3. 29.429 ex 1898, keine 
Folge gegeben und die angefochtene Entſcheidung beſtätigt, weil die 
Anerkennung der Eigenjagdberechtigung erſt nach Ablauf der verlängerten 
Pachtperiode erfolgte. 

Ueber den gegen dieſe Entſcheidung ſeitens der S. T. N. Forft- 
verwaltung rechtzeitig eingebrachten Recurs hat das Ackerbauminiſterum 
mit dem Erlaſſe vom 21. Juni l. J., Z. 13.341, die vorbezogenen 
Beſcheide der Bezirkshauptmannſchaft in F., ſowie die Entſcheidung 
der Statthalterei in G. von Amtswegen behoben und die Licitation 
der Gemeindejagd angeordnet. 

Die Gründe dieſer Entſcheidung waren folgende: 

. „Nach § 1, Abſatz 2, des Geſetzes vom 10. März 1888, 
L.⸗G.⸗Bl. Nr. 2, (für Steiermark) kann die Bezirkshauptmannſchaft 
ausnahmsweiſe und wenn der Pacht den in der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 15. December 1852, Nr. 257 R.⸗G.⸗Bl., vorge⸗ 
zeichneten Bedingungen entſpricht, bereits beſtehende Pachtverträge mit 
Zuſtimmung der betreffenden Gemeinde ohne Einleitung einer Licitation, 
jedoch nur in den erſten 6 Monaten des letzten Pachtjahres und 
höchſtens auf weitere 8 Jahre verlängern. 

Abgeſehen davon, daß die Verlängerung des zwiſchen der Ge- 
meinde St. M. und Dr. P. beſtehenden Pachtvertrages, welcher am 


30. Juni 1898 endigte, erſt mit dem Beſcheide vom 5. Jänner 1898, 
Z. 28.825 ex 1897, aber nicht in den erſten 6 Monaten des letzten 
Pachtjahres ausgeſprochen werde,! erſcheint dieſe Verfügung ſchon 
deshalb ungeſetzlich, weil auch der am 30. Juni 1898 abgelaufene 
Pachtvertrag ohne Einleitung einer Licitation nur im Wege der mit 
dem Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft vom 24. November 1891, 
Z. 15.625, genehmigten Verlängerung des am 30. Juni 1892 ab⸗ 
gelaufenen Vertrages zu Stande gekommen war, demnach die außer- 
licitatoriſche Verlängerung des beſtehenden Pachtvertrages ſich insge— 
ſammt auf 12 Jahre erſtreckte, was nach der ausdrücklichen Beſtinmmung 
des § 1 des bezogenen Geſetzes nicht zuläſſig erſcheint. 

Es mußte daher dieſe Verfügung der Bezirkshauptmannſchaft 
von Amtswegen behoben und die Licitation der Gemeindejagd ange— 
ordnet werden. 

Damit entfällt aber auch eine Siſtirung der Ausübung des 
anerkannten und unbeſtrittenen Eigenjagdrechtes des Grafen S. T., 
da die behördliche Anerkennung dieſes Eigenjagdrechtes nun vor dem 
Beginne der neuen Pachtperiode erfolgt iſt.“ 

Th. R. 


Notiz. 


(Emil Maczak von Ottenburg's Arbeiten für die Schaffung 
eines öſterreichiſchen Rechts archibes.) Anläßlich des am 10. März l. J. 
erfolgten Hinſcheidens des geweſenen Sectionsrathes im Miniſterium des Innern 
Emil Maczak von Ottenburg hat Dr. Karl Hugelmann im 
„Oeſterreichiſchen Centralblatt für die juriſtiſche Praxis“ einen Nekrolog veröffentlicht, 
in welchem in pietätvoller Weiſe des Wirkens und der Arbeiten Maczak von 
Ottenburg's für das Zuſtandebringen eines öſterreichiſchen Rechtsarchives gedacht 
wird. Wir theilen das Weſentlichſte von Hugelmann's Ausführungen im Nach— 
ſtehenden mit: Nach einer mehrjährigen Verwendung bei den politiſchen Behörden 
in Böhmen folgte Ottenburg im Jahre 1854 dem Rufe, welcher damals fo 
viele öſterreichiſche Beamte nach dem Oſten zog; er verblieb auch, theils bei 
Comitatsbehörden, theils bei dem General-Gouvernement in Peſt in Verwendung, bis 
zu dem politiſchen Umſchwung von 1860 in Ungarn. In dieſe Zeit fällt die 
Faſſung jenes Planes, deſſen Verwirklichung fortan das Ziel ſeines Lebens war. 
In Ungarn, wo es die Verwaltung an der Hand der öſterreichiſchen Rechtsnormen 
zu organiſiren galt, mußte der Mangel der Ueberſichtlichkeit des Verwaltungsrechtes 
ſich doppelt fühlbar machen; unter dem Eindrücke des unmittelbaren Bedürfniſſes 
reifte hier in Ottenburg der Gedanke, daß vor allem die Sammlung des in 
zahlloſen Geſetzen und Verordnungen, Hofdecreten und Miniſterialerläſſen zer 
ſtreuten Rechts materiales erfolgen müßte, wenn Praxis und Wiſſenſchaft zur Beherr— 
ſchung des Rechtsſtoffes der Verwaltung gelangen ſollten. Von dieſem Ausgangs— 
punkte aus gieng er ſodann bald einen Schritt weiter: Was bisher von Einzelnen, 
bald in größerem, bald in kleinerem Umfange verſucht worden war, das ſollte der 
Staat ſelbſt im großen Style in die Hand nehmen; die rechtſchaffende Aufgabe 
des Staates könne mit der Kundmachung der Normen nicht erſchöpft ſein, ſondern 
müſſe weiterführen zu jener der Evidenzhaltung des Rechtes! Das waren die Ge— 
danken, welche Ottenburg von da an durch fein ganzes Leben verfolgten; dem 
Ziele der amtlichen Organiſation dieſer Sammelthätigkeit ſich wenigſtens allmälig 
zu nähern, war ſein durch Jahrzehnte fortgeſetztes, unabläſſiges Streben. Aus 
eigener Initiative begann Ottenburg noch in Ungarn neben ſeiner Beamten⸗ 
thätigkeit mit der Sammelarbeit; eine handſchriftliche Zuſammenſtellung in vier 
Bänden ſollte das Ziel des Werkes aufzeigen, wie es ihm damals vorſchwebte. Zu 
einem amtlichen Aufgreifen der Sache kam es in Ungarn natürlich nicht mehr, der 
Umſchwung in den Verwaltungsverhältniſſen ſchloß dies aus. Der Uebertritt in deu 
Stand der Disponibilität, welcher ſich für Otten burg mit dieſen Ereigniſſen 
verknüpfte, war indeß ſeinen Plänen inſoferne förderlich, als ihm jetzt, zunächſt bei 
der Statthalterei in Prag, geſtattet wurde, ſich der Aufgabe der Normalien⸗Samm⸗ 
lung ausſchließlich zu widmen. Es gelang ihm auch, im Jahre 1808 die Einberufung in das 
Miniſterium des Innern zu erwirken, wo allein die Durchforſchung aller Quellen 
ihm möglich ſchien; zu einem Mehr über die Zuweiſung einiger Schreibkräfte 
hinaus, zu einem organiſatoriſchen Ausbau der Sache vermochte er aber die maß— 
gebenden Kreiſe nicht zu beſtimmen. Was Ottenburg alſo in dem Miniſterium 
des Innern geſchaffen, das von ihm bei ſeinem Scheiden im Jahre 1891 zurück— 
gelaſſene Rechtsarchiv, wie wir ſeine Schöpfung kurz am beſten zu bezeichnen 
glauben, iſt im Weſen fein eigenſtes Werk, das Werk einer unvergleichlichen Arbeits. 
kraft, einer durch keine äußere Rückſicht, durch keine Verkennung und Ent⸗ 
täuſchung geminderten Begeiſterung für das ins Auge gefaßte große Ziel. Oeſter⸗ 
reich ſollte eine Sammlung ſeines geſammten öffentlichen Rechts, des hiſtoriſchen 
ſowohl als des geltenden, erhalten, wie fie kein anderer Staat beſaß; die Prazis 


1 Anmerkung. In dem Erkenntniſſe vom Verwaltungsgerichthofe vom 
26. März 1898, 3. 1618, B. 11.549, wurde die Rechtsanſchauung ausgeſprochen, 
daß für die Beurtheilung der Rechtzeitigkeit einer außerlicitatoriſchen Verlängerung 
des Jagdpachtvertrages nicht der formale Act der Genehmigung der politiſchen 
Behörde, ſondern der diesfällige Beſchluß der Gemeindevertretung maßgebend iſt. 

Nach dieſer Anſchauung wäre im vorliegenden Falle, in welchem der Aus: 
ſchuß⸗Beſchluß am 30. November 1897, ſomit innerhalb der erſten 6 Monate des 
letzten Pachtjahres gefaßt wurde, die Verlängerung rechizeitig erfolgt. 
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der Verwaltung follte auf eine feſte Grundlage geſtellt, der aufſtrebenden Wiſſen. 
ſchaft des öffentlichen Rechtes Oeſterreichs ſollte das unentbehrliche Rüſtzeug geliefert 
werden. Dies war das nächſte Ziel. Mit der Sammlung für die Zwecke der 
inneren Verwaltung, beziehungsweiſe im Kreiſe des öffentlichen Rechtes, verband 
ſich aber bald auch die Sammlung des Rechtsmateriales aus allen anderen Gebieten; 
mit vollem Rechte verfocht Ottenburg den Grundſatz, daß bei der Nothwendig— 
keit, alle Quellen für den einen Zweck zu durchforſchen, es nur eine nutzloſe Be. 
ſchränkung wäre, den Auszug aus den durchforſchten Quellen auf einen Theil ihres 
Inhaltes, nämlich, wie man vielfach wollte, auf das Gebiet der inneren Verwaltung 
einzuengen. An einer Stelle mußte die Sammelarbeit für alle Verwaltungszweige 
durchgeführt werden, wenn nicht jedes Miniſterium für ſich genöthigt ſein ſollte, 
die ganze Arbeit von vorne wieder anzufangen. Dieſe einheitliche Sammlung 
mußte ſodann — und dies war wieder einer der von Außenſtehenden vielfach be— 
ſtrittenen, von Ottenburg aber mit Zähigkeit vertheidigten Punkte — in allen 
ihren Theilen in eine gleiche äußere Form gebracht werden, nämlich in die des 
handſchriftlichen Zettels. Als eine Sammlung vieler Hunderttauſende von 
Zetteln iſt Ottenburg's Rieſenwerk im Kreiſe der Beamtenwelt vom Hörenſagen 
einigermaßen bekannt geworden; das Weſen der Sache iſt leider faſt ganz unbe⸗ 
kannt geblieben. Für die Schöpfung Propaganda zu machen, ſie an das Licht der 
Oeffentlichkeit zu bringen und dadurch in den Dienſt der Praxis und Wiſſenſchaft 
zu ſtellen, das gieng allerdings vielleicht von vorneherein über die Kräfte eines 
alleinſtehenden Mannes hinaus, welcher ſich im Sammeln unermüdet und unver— 
droſſen erſchöpfte; indes, man kann dies bei der Verſchiedenheit der menſchlichen 
Anlagen ruhig zugeben, zum Theile wirkte auch die Abgeſchloſſenheit des Mannes 
von der Welt mit, zum Theile fehlte ihm ſelbſt der innere Impuls zur literariſchen 
Ausgeſtaltung des Unternehmens. Nur einmal, im Jahrgange 1869 der „Oeſter— 
reichiſchen Zeitſchrift für Verwaltung“, griff Ottenburg zur Feder, um die 
Mängel des Kundmachungsweſens der öfterreichiſchen Geſetzgebung zu beleuchten; 
zu einer Veröffentlichung aus ſeinem Rechtsarchive ſelbſt iſt er nie geſchritten, ja 
er nahm ſogar den Aufforderungen gegenüber, die in dieſer Richtung von auswärts 
an ihn herantraten, eine ablehnende Haltung ein. Das Materiale ſei noch nicht 
vollſtändig genug, eine vorzeitige Veröffentlichung könnte der Sache ſchaden: dies 
u. a. m. waren ſeine Gegenargumente, welche vielleicht im Einzelnen zutrafen, 
welche uns aber den Grund der Ablehnung niemals erſchöpfend klarzulegen ſchienen. 
Wie dem aber auch ſei, der Verzicht auf das Heraustreten an die Oeffentlichkeit kann 
der Anerkennung des Wirkens Ottenburg's keinen Abbruch thun. Die Concen— 
tration der ganzen Kraft auf einen Punkt hat die grundliegende Arbeit gewiß 
gefördert, und wenn ſie den Namen des Urhebers derſelben für die Allgemeinheit 
im Dunkeln gelaſſen, ſo ſtrahlt für alle, welche von dem Werke wiſſen, die Selbit- 
loſigkeit und der Opfermuth des Schöpfers desſelben in umſo vollerem Lichte. 
Aufgabe anderer muß es ſein, das Werk, welches diefe einſiedleriſche Natur be— 
gonnen, fortzuführen und zur Vollendung zu bringen, die amtliche Organiſation 
der Sammelarbeit zu einer dauernden zu machen und die literariſche Verwerthung 
der Sammlung ſicherzuſtellen. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Sectionschef im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Dr. Anton Rezek die Würde eines Geheimen Rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Sectionschef im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Alfred Rittter von Bernd den Orden der eifernen Krone 2. Claſſe 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hofſecretär des Verwaltungs⸗Gerichtshofes Dr. 
Karl Freiherrn von Heinold das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Sectionsrath Alphons Freiherrn Weiß von 
Starkenfels zum Miniſterialrathe und den Miniſterial⸗Secretär Johann Tomas⸗ 
zewski zum Sectionsrathe im Ackerbauminiſterium ernannt und dem Miniſterial⸗ 
Secretär in dieſem Miniſterium Dr. Moriz Ertl den Titel und Charakter eines 
Sectionsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterial⸗Secretär im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Karl Purtſcher Freiherrn von Eſchenburg zum Sections- 
rathe ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Forſtrath und Oberverwalter auf dem Allerhöchſten 
Privatfondsgute Eiſenerz Theodor Micklitz zum Oberforſtrathe in der 6. Rangs⸗ 
claſſe ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Secretär im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Dr. Richard von Hampe den Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Secretär der Seebehörde in Trieſt Heinrich 
Calice⸗Musmezzi den Titel und Charakter eines Miniſterial-Secretärs 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Poſt⸗Secretär im Handelsminiſterium Dr. Johann 
Edlen von Schneller zum Stellvertreter des ſtändigen Referenten des Patent⸗ 
Gerichtshofes ernannt und demſelben den Titel und Charakter eines Miniſterial⸗ 
Secretärs verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Ackerbauminiſterium Dr. Emil 
Ritter von Herzmanowsky anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das 
Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Regierungsrathe und Leiter der k. u. k. Privat⸗ 
und Familien⸗Fondsgüter⸗Direction in Wien Johann Kain anläßlich der Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand den Orden der eiſernen Krone 3. Claſſe verliehen. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Se. Majeſtät haben dem Finanzrathe Julius Seemann anläßlich der 
Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Dem mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes bekleideten Statt⸗ 
haltereirathe Camill Hoffmeiſter in Prag wurde anläßlich der Verſetzung in 
den Ruheſtand die Allerhöchſte Anerkennung bekannt gegeben. 

Der Ackerbauminiſter als Vorſitzender im Miniſterrathe hat die Miniſterial⸗ 
Viceſecretäre Dr. Alfred Ritter von Fries und Dr. Friedrich Kar minski zu 
Miniſterial⸗Secretären im Miniſterraths⸗Präſidium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Miniſterial⸗Viceſecretäre Dr. Victor Deutſch 
und Edmund Freiherrn von Sacken zu Miniſterial⸗Secretären, ferner die 
Miniſterial⸗Concipiſten Dr. Stanislaus Ritter von Baldwin-Ramult und 
Dr. Angelo Freiherrn von Rinaldini zu Miniſterial⸗Viceſecretären ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Privat⸗Ingenieur Caſi mir Ajdukie⸗ 
wicz zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Galizien ernannt. 

Der Leiter des Miniſteriums für Cultus und Unterricht hat den Miniſterial⸗ 
Viceſecretär Dr. Franz Heinz zum Miniſterial⸗Secretär, die Miniſterial⸗Con⸗ 
cipiſten Dr. Leo Schedlbauer, Rudolf Freiherrn von Klim burg und Franz 
Hervay von Kirchberg zu Miniſterial⸗Viceſecretären, ferner den Statthalterei⸗ 
Concipiſten der Statthalterei für Tirol Dr. Franz Leithe, den Statthalterei⸗ 
Concipiſten der Statthalterei für Steiermark Dr Johann Zolger, den Statt: 
halterei⸗Concipiſten der Statthalterei für Mähren Dr Georg Ritter v. Madeyski⸗ 
Poray, den Statthalterei⸗Concipiſten der Statthalterei für Nieder⸗Oeſterreich 
Robert Ehrhart von Ehrhartſtein, den Statthalterei⸗Concipiſten der Statt: 
halterei für Galizien Raimund von Mitter und den Statthalterei-Concipiſten 
der Statthalterei für Böhmen Franz Grafen Ceschi a Santa Croce zu 
Miniſterial⸗Concipiſten ernannt. 

Der Leiter des Miniſteriums für Cultus und Unterricht hat den Arichivs⸗ 
adjuncten Franz Staub ad personam zum Archivsconcipiſten ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat die Controlore Karl Jaroſch 
und Sigmund Subert zu Obercontroloren bei der Finanz⸗Landesdirection in 
Brünn ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Secretär der Tabak-Haupt⸗ 
fabrik in Wien⸗Ottakring Alfred Dreyſchock zum Inſpector ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Secretär der Tabak-Haupt⸗ 
fabrik in Krakau Ladislaus Mikulecki zum Inſpector der Tabak-Hauptfabrik 
in Winniki ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat die Commiſſäre der Generaldirection 
der k. k. Tabakregie Dr. Karl Preißecker und Dr. Karl Seeliger zu Secre— 
tären ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Steuereinnehmer Rudolph 
Durſt zum Hauptſteuereinnehmer und den Steueramts-Controlor Leopold Griſ⸗ 
finger zum Hauptſteueramts⸗Controlor bei der Finanz⸗Landesdirection in Wien 
ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Steuereinnehmer Auguſt Unger 
zum Hauptſteuereinehmer in Kärnten ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Finanz-Procuraturs⸗Secretär 
Dr. Alfred Janowski zum Finanzrathe, den proviſoriſchen Finanz-Procuraturs⸗ 
Secretär Dr. Stanislaus Hoſmokl zum definitiven Finanz-Procuraturs⸗Secretär 
und die proviſoriſchen Finanz-Procuraturs-Adjuncten Dr. Ernſt Mentſchel und 
Dr. Eugen Bartel zu definitiven Finanz- Procuraturs-Adjuncten bei der Finanz⸗ 
Procuratur in Lemberg ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Oberingenieur Ludwig 
Erhard zum Baurathe im Handelsminiſterium ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Poſtcontrolor Roderich Bart! 
in Olmütz zum Oberpoſtverwalter in Oderberg, Bahnhof, ernannt. 

Der Leiter des Handels miniſteriums hat den Zollamtsverwalter Heinrich 
Singer und den Rechnungsrevidenten Auguſt Dümler zu Rechnungsräthen 
extra statum im Handelsminiſterium ernannt. 

Der Leiter des Handels miniſteriums hat den Poſtcontrolor Adolf Bau m⸗ 
gardten zum Oberpoſtcontrolor in Krakau ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat im Einvernehmen mit dem 
Miniſter des Innern die Gewerbe ⸗Inſpectoren 2. Claſſe Leopold Dobersberger 
in Klagenfurt, Heinrich Wender in Pilſen, Sigismund Kremer in Krakau 
und kaiſerlichen Rath Ludwig Jehle in Komotau zu Gewerbe⸗Inſpectoren 
1. Claſſe und die Commiſſäre der Gewerbe⸗Inſpection Wladimir Tuſar in 
Brünn, Ferdinand Brun in Wien, Joſef Velisek in Pilſen, Rudolf Liehm 
in Troppau, Johann Vybiral in Brünn, Ludwig Smyczynski in Lemberg, 
Johann Santru sek in Reichenberg und Karl Dittmayer in Wien, und zwar 
den Letztgenannten extra statum, zu Gewerbe⸗Inſpectoren 2. Claſſe ernannt. 


Erledigungen. 


1 Finanzwach⸗Obercommiſſär ſtelle 1. Claſſe in der VIII. Rangs⸗ 
claſſe, eventuell 1 Finanzwach⸗Obercommiſſärsſtelle 2. Claſſe in der 
IX. Rangsclaſſe, eventuell 1 Finanzwach⸗Commiſſärsſtelle in der X. Rangs⸗ 
claſſe in Nieveröfterreih bis 2. Jänner 1900. (Amtsblatt Nr. 283.) 

1 Kanzliſte nſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der Statthalterei in Graz 
bis 15. Jänner 1900. (Amtsblatt Nr. 284.) 


BE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 35 und 36 der Erkenntniſſe finanz. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


